
führung des Energieprogramms vom 14. Juli 1958 
(GBl. II S. 189) wird die beschleunigte Erfüllung des 
Energieprogramms als die wichtigste Voraussetzung 
für die Steigerung der Produktion von Elektroenergie 
bezeichnet und deshalb eine straffe Leitung und Kon­
trolle dieses Schwerpunktprogramms geschaffen. Dies 
erfolgt durch eine mit Wirkung vom 1. August 1958 
bei der Staatlichen Plankommission gebildete Zentrale 
Komission für das Energieprogramm und durch eine 
gleichzeitige Zusammenfassung aller bisher auf diesem 
Gebiet tätigen zentralen Kontrollorgane zu einem 
Kontrollstab, der der Zentralen Kommission als deren 
operatives Organ nachgeordnet ist.

*
Ein unverkennbarer Schwerpunkt der gesetzgebe­

rischen Arbeit dieses Quartals liegt in den Beschlüssen 
und Verordnungen zur w e i t e r e n  E n t w i c k l u n g  
u n d  F ö r d e r u n g  d e r  L P G .  Es handelt sich hier­
bei um ein ganzes System von Maßnahmen, die von 
verschiedenen Seiten her einen nachhaltigen Einfluß 
auf die weitere sozialistische Umgestaltung der Land­
wirtschaft nehmen.

Unter diesen neuen agrarpolitischen Maßnahmen, 
die auf Vorschlägen der II. Zentralen MTS-Konferenz 
und des Zentralen LPG-Beirates beim Ministerpräsi­
denten sowie auf Empfehlungen des Politbüros der 
SED beruhen, kommt dem Beschluß zur Förderung 
der weiteren sozialistischen Umgestaltung der Land­
wirtschaft vom 12. Juni 1958 (GBl. I S. 529) eine be­
sondere Bedeutung zu. Darin ist den Räten der Be­
zirke und Kreise die Aufgabe gestellt, die massen­
politische Arbeit zur Gewinnung der werktätigen 
Bauern, besonders der Mittelbauern, für die sozia­
listische Großproduktion zu verstärken und die Über­
legenheit der LPG über die einzelbäuerliche Wirt­
schaft durch eine gründlichere Auswertung der posi­
tiven Ergebnisse der Entwicklung der LPG im Jahre 
1957 nachzuweisen. Die besondere Verantwortung des 
Ministers der Justiz für die beschleunigte Ausarbeitung 
der Grundsätze des LPG-Rechts ist unseren Lesern 
bekannt. Bis Ende 1958 sind darüber hinaus auch die 
ökonomischen und rechtlichen Grundsätze für die Be­
handlung von Forderungen aus Altenteilen, Hypothe­
ken, Grundschulden und anderen dinglichen Belastun­
gen der Grundstücke von LPG-Mitgliedern sowie über 
die Erbauseinandersetzung von Miterben, die Mitglied 
einer LPG sind, auszuarbeiten, damit derartige Hemm­
nisse, die bei dem Eintritt von Einzelbauern in die 
LPG auftreten können, in Zukunft wegfallen.

Der Beschluß sieht weiterhin umfassende Hilfsmaß­
nahmen für die schnelle Entwicklung noch wirt­
schaftsschwacher Genossenschaften vor, damit die 
Anfangsschwierigkeiten verschiedener LPG, insbeson­
dere solcher, die durch Übernahme von ÖLB oder 
freien Flächen entstanden sind, besser überwunden 
werden und spätestens bis zum Jahre 1960 diese Ge­
nossenschaften ihre volle Wirtschaftlichkeit erreichen. 
Diesem Ziele dient es auch, daß l£g, die noch staat­
liche Beihilfen zur Auszahlung der Arbeitseinheiten 
in Anspruch nehmen, dabei einen jährlichen Durch­
schnittsverbrauch von 325 Arbeitseinheiten pro arbeits­
fähiges Mitglied zugrunde legen müssen. Ergibt sich bei 
der vierteljährlichen Kontrolle eine Nichterfüllung des 
Produktions- und Finanzplans einer LPG, die staat­
lichen Zuschuß erhält, so hat der Rat des Kreises vor 
dem Kreistag über die Ursachen dieser Mängel und 
über die zu deren Beseitigung vorgesehenen Maß­
nahmen zu berichten, wodurch die Verantwortung der 
örtlichen Organe bei der Leitung der Landwirtschaft 
auf ihrem Territorium sehr prägnant zum Ausdruck 
kommt.

Die neue Etappe unserer Agrarpolitik stellt erhöhte 
Anforderungen auch an die MTS. Als deren Hauptauf­
gabe wird in dem Beschluß über die neuen Aufgaben 
der Maschinen-Traktoren-Stationen zur Förderung der 
sozialistischen Umgestaltung der Landwirtschaft vom
12. Juni 1958 (GBl. I S. 533) die ständige und allseitige 
Hilfe bei der Festigung und Entwicklung der LPG zu 
mustergültigen sozialistischen Großbetrieben heraus­
gearbeitet. Eine umfassende politisch-ökonomische 
Hilfe soll vor allem den LPG gewährt werden, die 
unter schwierigen Bedingungen mit der genossenschaft­
lichen Produktion begonnen haben. Die Maschinen-

\ ■

Systeme sind so einzusetzen, daß die LPG gegenüber 
den werktätigen Einzelbauern führend sind und bereits 
in diesem Jahr in der Regel die Hektarerträge der Ein­
zelbauern bei allen Kulturen erreichen und übertreffen. 
Die Struktur der MTS ist insofern wesentlich geändert 
worden, als die in den MTS tätigen Agronomen und 
Zootechniker in die LPG delegiert worden sind und da­
bei als Mitglieder für die LPG gewonnen werden sol­
len, und zwar auch dies wiederum unter dem Gesichts­
punkt, daß die qualifiziertesten Kader den zur Zeit • 
noch wirtschaftlich schwachen LPG zur Verfügung ge­
stellt werden. Darüber hinaus sind zur Sicherung des 
Bedarfs an qualifizierten Kadern für die Jahre 1958 
bis 1960 im Rahmen der Aktion „Industriearbeiter aufs 
Land“ für die ständige Arbeit in den MTS und den 
LPG insgesamt 20 000 Industriearbeiter zu gewinnen.

Die Erfahrungen, die bei der Entwicklung der Land­
wirtschaft gewonnen worden sind, sind nunmehr auch 
gesetzgeberisch für die sozialistische Umgestaltung des 
Gartenbaus nutzbar gemacht worden, damit hier eben­
falls die Voraussetzungen für die Anwendung der mo­
dernen Technik in der Produktion und der neuesten 
wissenschaftlichen Erkenntnisse zur Ertragssteigerung 
und zur Erleichterung der Arbeit geschaffen werden 
können. Der Übergang zur sozialistischen Großproduk­
tion, der für die Mehrzahl der Gärtner in Frage 
kommt, erfolgt durch Eintritt in eine bestehende LPG, 
wo sie in selbständigen Gartenbaubrigaden oder in 
ständigen Arbeitsgruppen organisiert sind. Um den 
werktätigen Gärtnern den Eintritt in die LPG zu er­
leichtern, trägt ein vom Ministerrat bestätigter Anhang 
zum Musterstatut der LPG Typ III den besonderen 
Bedingungen der gärtnerischen Betriebe Rechnüng, z. B. 
über die Bodenfläche, die der Gärtner zur individuellen 
Nutzung erhält, über die Anrechnung von übergebenen 
Produktionsmitteln als Inventarbeitrag usw. Wo die " 
Möglichkeit des Eintritts in eine LPG nicht gegeben 
ist, wie in Städten und konzentrierten Gartenbaugebie­
ten, können sich die Gärtner zu einer gärtnerischen 
Produktionsgenossenschaft (GPG) zusammenschließen. 
Grundlage für die genossenschaftliche Arbeit ist hier 
das Musterstatut und die Betriebsordnung der GPG, 
die in gleicher Weise wie der Anhang zum Muster­
statut der LPG Typ III die Besonderheiten der Garten­
baubetriebe berücksichtigen und damit einen weiteren 
starken Anreiz zum Übergang zur sozialistischen Groß­
produktion bieten. Die Einzelheiten dieser Neuregelun­
gen sind aus der Bekanntmachung des Musterstatuts und 
der Betriebsordnung der gärtnerischen Produktions­
genossenschaften sowie eines Anhangs zum Muster­
statut der LPG Typ HI vom 12. Juni 1958 (GBl. I S. 536) 
ersichtlich.

Der Beschluß zur Förderung der weiteren sozialisti­
schen Umgestaltung der Landwirtschaft enthält viel­
fältige Maßnahmen zur Erhöhung der Viehbestände 
und zur Sicherung der tierischen Produktion. Dazu ge­
hört u. a. die Verstärkung des sozialistischen Veteri­
närapparates durch Erhöhung der für 1958 vorgesehe­
nen Staatlichen Tierarztpraxen um weitere 100. In An­
betracht der großen Rolle, die das Veterinärwesen bei 
der Entwicklung der tierischen Produktion der LPG 
spielt, sind mit der Verordnung über die Verbesserung 
der tierärztlichen Betreuung der landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaften vom 17. Juli 1958 (GBl. I 
S. 605) neue Förderungsmaßnahmen zur Sicherung der 
Tierbestände ergangen. Wenn z. B. der Vorstand der 
LPG nunmehr verpflichtet ist, den Tierarzt zu allen 
Beratungen hinzuzuziehen, die für die Entwicklung der 
Viehwirtschaft der LPG von entscheidender Bedeutung 
sind, so führt dies zwangsläufig zu einer engeren Zu­
sammenarbeit zwischen Tierarzt und LPG bei der 
Pflege und Erhaltung der Viehbestände und zu einer 
stärkeren Einbeziehung des tteterinärwesens in die 
sozialistische Umgestaltung der Landwirtschaft.

In welchem Maß auch der gesamte Erfassungsapparat 
auf die Unterstützung des sozialistischen Sektors der 
Landwirtschaft orientiert wird, geht aus dem Beschluß 
über das Statut des Staatssekretariats für Erfassung 
und Aufkauf landwirtschaftlicher Erzeugnisse vom 
28. August 1958 (GBl. I S. 657) nachdrücklich hervor. 
Das Staatssekretariat hat u. a. Maßnahmen zur Verbes­
serung und Vervollkommnung der Warenbeziehungen 
zwischen den VE AB und den LPG und VEG zu treffen.
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